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Warum es mit der  
AfD keine soziale  
Politik geben wird



Der stellvertretende AfD-Bundesvorsit-
zende Alexander Gauland behauptet, 
die AfD will   „die Partei der kleinen Leu-
te“ sein. Im Wahlkampf möchte man sich 
ein    „sozialeres“ Image geben. Doch sozi-
ale Gerechtigkeit und Sicherheit wird es 
mit der AfD nicht geben.

Die Partei ist wirtschaftspolitisch als eine ra-
dikalisierte FDP gestartet, die den Glauben 
an „den Markt“ predigt und in erster Linie 
die Interessen der Reichen vertritt. Zu den 
treibenden Kräften ihrer Gründung zählten 
neben marktradikalen Wirtschaftsprofes-
soren auch Hans Olaf Henkel, der ehemali-
ge Vorsitzende des „Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie“ (BDI), sowie Mitglie-
der alter Adelsfamilien. „Kleine Leute“ sind 
das nicht. Mittlerweile haben einige der 
Professoren und auch Henkel die AfD ver-
lassen, weil sie sich gegen die Rechtsradi-
kalen in der Partei nicht durchsetzen konn-
ten. Die AfD steht aber noch immer für eine 
Politik, die gegen die Interessen von Arbeit-
nehmer*innen und Erwerbslosen gerich-
tet ist.

Die Politik der vergangenen Jahre hat zu ei-
ner Verschärfung der Ungleichheiten ge-
führt. Steuererleichterungen haben die 
Vermögen von Wohlhabenden anwach-
sen lassen. Die Arbeitsmarktreformen 
(„Hartz-Gesetze“) haben nicht nur einen rie-

sigen Niedriglohnsektor mit mies bezahlten 
Jobs entstehen lassen, sondern auch eine 
Drohkulisse aufgebaut, für alle die noch 
eine Arbeit haben: Ihnen droht bei Arbeits-
losigkeit ein schneller Abstieg in die Armut 
von „Hartz IV“. Die AfD wird daran nichts än-
dern.

Die AfD hat kein  
soziales Programm

Zum Thema Arbeit und Soziales sagt die 
AfD möglichst wenig Konkretes. Zwar be-
kennt sie sich in ihrem Programm mittler-
weile zu einem Mindestlohn, wie dieser 
ausgestaltet sein soll, führt sie aber nicht 
aus. Gleichzeitig haben sich sämtliche Füh-
rungspersonen der AfD bislang stets gegen 
den Mindestlohn ausgesprochen. Unter der 
Parole „Sozialleistungen gegen soziale Ar-
beit“ fordert die AfD einen Zwangsarbeits-
dienst für ALG2 II-Empfänger*innen.

In ihrem Wahlprogramm zur Bundestags-
wahl erhebt die AfD die Forderung, dass 
die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I 
verlängert werden soll. Allerdings in „Ab-
hängigkeit von der Dauer der Vorbeschäf-
tigung“. Das heißt im Klartext, dass jun-
ge Menschen oder Menschen, bei denen 
sich Zeiten im Job und in der Erwerbslosig-
keit abwechselten, von dieser Verlängerung 
ausgenommen sind. Es geht der AfD nicht 

darum, die Absicherung für Alle zu erhöhen, 
sondern nur für eine – nicht näher beschrie-
bene – Gruppe der Erwerbslosen. Was dar-
an, ein  „Gebot der Gerechtigkeit“ sein soll, 
wie die AfD schreibt, ist schleierhaft. Klar 
ist: Es geht nicht darum, sich grundsätzlich 
um all diejenigen zu kümmern, die von der 
vorherrschenden Sozialpolitik vernachläs-
sigt wurden. Zudem drücken AfD-Parolen 
wie „ausufernde Sozialindustrie“ die Verach-
tung gegenüber Menschen aus, die auf So-
zialleistungen angewiesen sind, sowie auch 
denen gegenüber, die in sozialen Berufen 
arbeiten.

AfD will den Sozialstaat  
weiter abbauen

Die AfD fordert stets die „Staatsausgaben“ 
zu senken und meint damit in erster Linie 
Sozialleistungen. Ursprünglich wollte die 
AfD sogar die Privatisierung der Arbeitslo-
senversicherung und der gesetzlichen Un-
fallversicherung in ihr Grundsatzprogramm 
aufnehmen. Nur weil dieser massive Angriff 
auf die soziale Absicherung von Arbeitneh-
mer*innen zuvor in der Öffentlichkeit disku-
tiert wurde, wurde ein Antrag der AfD-Pro-
grammkommission wieder zurückgezogen.
Auch das gesetzliche Rentensystem wollen 
AfD-Politiker*innen abwickeln. Der Bundes-
vorsitzende Jörg Meuthen forderte einen 
  „Systemwechsel in der Rentenversicherung“ 
hin zu einer „staatlich erzwungenen priva-
ten Vorsorge“.

AfD-Politik nützt nur  
den Reichen

Nirgendwo im AfD-Programm steht auch 
nur ein Wort von einer Umverteilung des 
Reichtums. Während die AfD-Politik die 
Lebensverhältnisse von Menschen mit 
geringem oder mittlerem Einkommen 
verschlechtern wird, werden von ihrer Steu-
erpolitik alleine Wohlhabende profitieren. 
Die AfD will nicht nur die Einkommenssteu-
er senken, sondern auch die Vermögens- 
und die Erbschaftsteuer abschaffen. Die 
AfD schreibt in ihrem Grundsatzprogramm 
auch, dass die für die Städte und Gemein-
den wichtige Gewerbesteuer „überprüft“ 
und durch nicht näher genannte „andere 
Steuerquellen“ ersetzt werden soll.

Rassismus ist keine  
Alternative!

Das einzige Versprechen, was die AfD wirk-
lich bietet, lautet: „Den anderen soll es noch 
schlechter gehen als euch“. Deshalb hetzt 
sie die Menschen gegeneinander auf. Sie 
will in der Bevölkerung Neid und Missgunst 
gegenüber Zugewanderten und Flüchtlin-
gen erzeugen. Doch mir wird es nicht bes-
ser gehen, wenn es anderen noch dreckiger 
geht. Ich werde deshalb keinen größeren 
Anteil vom gesellschaftlichen Wohlstand 
erhalten. Rassismus ist das Gegenteil einer 
jeden sozialen Politik. Auch wenn die Rei-
chen uns anderes einreden wollen: Der ge-
sellschaftliche Wohlstand ist groß genug für 
ein sozial abgesichertes Leben für Alle.

Warum es mit der AfD keine 
soziale Politik geben wird



Die AfD sitzt mittlerweile in 13 Landtagen. Nun will sie auch in den Bundestag. Die 
AfD nutzt die verbreitete Unzufriedenheit mit der herrschenden Politik für sich. 
Angst ist ihr Geschäft. Die AfD behauptet eine „Alternative“ zu den „Etablierten“ zu 
sein, doch sie ist eine Partei der äußersten Rechten. Sie steht für eine unsoziale, un-
gerechte und nationalistische Politik. 

Um der Propaganda der AfD etwas entgegen zu setzen, haben außerparlamenta-
rische Initiativen im Frühjahr 2017 diese Kampagne ins Leben gerufen. Wir rufen 
nicht dazu auf, eine bestimmte Partei zu wählen, wir sagen nur ganz deutlich:
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